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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Neben Brunner wurden aber auch männliche Kandidaten ins Spiel gebracht. Als einziger
verblieb schliesslich der von der Neuenburger SP vorgeschlagene Regierungs- und
Nationalrat Francis Matthey. Der Vorstand der SPS beschloss mit 80 Stimmen, Brunner
zu portieren ; neun hatten für Matthey votiert, ein Antrag auf eine Doppelkandidatur
wurde nicht gestellt. Matthey erklärte, dass er vor der Annahme einer allfälligen Wahl
durch die Bundesversammlung zuerst mit der Fraktion und der Partei Rücksprache
nehmen würde. In der für die Nomination schlussendlich zuständigen SP-Fraktion
entfielen 32 Stimmen auf Brunner als offizielle Kandidatin und 10 auf Matthey; mit 27
gegen 13 Stimmen wurde von einer Doppelkandidatur abgesehen. Die Fraktionen der
drei bürgerlichen Bundesratsparteien verzichteten darauf, eine Wahlempfehlung
abzugeben; die Ansprüche der SP und der französischsprachigen Schweiz blieben aber
unbestritten. 1

ANDERES
DATUM: 02.03.1993
HANS HIRTER

Am 3. März schritt die Vereinigte Bundesversammlung zur Wahl. Im ersten Wahlgang
fielen bei einem Mehr von 120 Stimmen deren 117 auf Matthey und bloss 101 auf Brunner.
Im zweiten Wahlgang wurde Matthey mit 130 Stimmen gewählt, Brunner erhielt deren
108. Matthey erklärte darauf, dass er wie angekündigt erst nach Rücksprache mit seiner
Fraktion über die Annahme dieser Wahl entscheiden wolle. In dieser Aussprache
votierten die Fraktionsmitglieder für eine Nichtannahme und für eine Konsultation der
Parteibasis. Nachdem Matthey die Bundesversammlung um eine längere Bedenkzeit
gebeten hatte, beschloss diese, in einer Woche wieder zusammenzutreten, um den
Entscheid Mattheys entgegenzunehmen. 2

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 03.03.1993
HANS HIRTER

Die Reaktionen auf diese zweite Nichtwahl einer offiziellen SP-Kandidatin — 1983 hatte
das Parlament anstelle von Lilian Uchtenhagen Otto Stich gewählt — fielen sehr heftig
aus. Bereits während des Wahlaktes demonstrierten rund 500 Frauen vor dem
Bundeshaus für die Wahl Brunners. Auch bürgerliche Parlamentarierinnen sprachen
empört von Affront und männlicher Machtpolitik. Andere Frauen sahen einen Teil der
Verantwortung auch bei der SP, welche an der zwar von den Medien unterstützten, im
Parlament aber offensichtlich nicht mehrheitsfähigen Alleinkandidatur Brunners
festgehalten hatte.

Die Mitglieder der SP reagierten rasch und heftig. Von einer Reihe von Sektionen wurde
die Parteileitung aufgefordert, an der Kandidatur Brunner festzuhalten und im Falle
einer erneuten Nichtwahl aus der Regierung auszutreten. Einzig die SP des Kantons
Neuenburg sprach sich für eine Wahlannahme Mattheys aus. Die bereits als neue
Kandidatin gehandelte SP-Fraktionschefin Ursula Mauch (AG) gab bekannt, dass sie auf
keinen Fall kandidieren werde, um den zweiten Bundesratssitz der Westschweiz nicht
zu gefährden.

Hingegen tauchte der bereits in den Vorabklärungen gefallene Name von Ruth Dreifuss
wieder auf. Die 53jährige Sekretärin des Schweizerischen Gewerkschaftsbundes ist
französischer Muttersprache und in Genf aufgewachsen; infolge ihrer beruflichen
Tätigkeit war sie aber seit gut zwanzig Jahren in Bern wohnhaft. Sie hatte dort auch
bereits im städtischen Parlament gesessen und auf der SP-Nationalratswahlliste
figuriert, aber noch kein kantonales politisches Amt ausgeübt. Damit galt nach dem
Garantiegesetz der Wohnort als ausschlaggebend für die Kantonszugehörigkeit. Von
verschiedener Seite wurde die Idee geäussert, dass bei einer Deponierung ihrer
Schriften in Genf einer Wahl aus rechtlichen Gründen nichts entgegenstehen würde.
Politisch, nicht aber vom Alter und Erscheinungsbild her, waren nach allgemeiner
Einschätzung kaum Unterschiede zwischen den beiden Gewerkschafterinnen
auszumachen.

Die Sitzung des Vorstands der SP vom 6. März in Zürich wurde begleitet von einer rund
8'000 Personen zählenden Demonstration für Brunner. Der Vorstand beschloss, dass
für ihn nur die Wahl einer französischsprachigen Gewerkschafterin akzeptabel sei. Die

ANDERES
DATUM: 06.03.1993
HANS HIRTER
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Empfehlung an die Fraktion, an einer Alleinkandidatur Brunner festzuhalten, wurde mit
50:40 Stimmen freilich nur relativ knapp gutgeheissen. Zwei Tage später beschloss die
SP-Fraktion, sowohl Dreifuss als auch Brunner zur Wahl vorzuschlagen. Der gewählte
Matthey erklärte, dass er diesen Vorschlag akzeptiere, um eine Regierungskrise zu
verhindern. Während in Basel und Schaffhausen ebenfalls grosse Kundgebungen
zugunsten Brunners stattfanden, kam es in der Westschweiz nur zu vereinzelten
kleineren Manifestationen. 3

Am 10. März trat die Bundesversammlung erneut zusammen. Vor dem Bundeshaus
demonstrierten rund 10'000 Frauen und Männer für die Wahl Brunners. Das sonst
während Sessionen übliche Demonstrationsverbot auf dem Bundesplatz war von den
Berner Behörden in Absprache mit Nationalrats-Präsident Schmidhalter (cvp, VS)
aufgehoben worden. Matthey erklärte, dass er die vor einer Woche erfolgte Wahl nicht
annehme, da er von der SP-Fraktion nicht unterstützt werde. In der Geschichte des
Bundesstaates war es bisher fünfmal zu einer Nichtannahme der Wahl zum Bundesrat
gekommen; zum erstenmal geschah dies jetzt auf Druck einer Partei. Von einigen
Staatsrechtlern wurde die Durchführung dieser Wahl deshalb heftig kritisiert. Für
diesen nun eingetretenen Fall einer Nichtannahme hatte die SVP-Fraktion eine
Verschiebung der Wahl um eine Woche vorgeschlagen. Sie begründete diesen Antrag
damit, dass die zwei Tage zuvor nominierte Kandidatin Dreifuss noch zuwenig bekannt
sei. Zudem könne unter diesen Begleitumständen — gemeint war damit vor allem die
gleichzeitig auf dem Bundesplatz stattfindende Demonstration — eine seriöse Wahl
nicht vorgenommen werden. Der auch von den Liberalen, der AP und der SD/Lega
unterstützte Ordnungsantrag wurde mit 117 zu 62 Stimmen abgelehnt.

Vor dem Wahlgang kam es nochmals zu einer kurzen Diskussion. Die LP gab bekannt,
dass sie keine der beiden Kandidatinnen unterstützen werde, und die FDP rief zur Wahl
von Ruth Dreifuss auf. Im ersten Wahlgang erhielten Brunner und Dreifuss fast gleich
viele Stimmen (90 resp. 92). Deren 54 entfielen auf die freisinnige Nationalrätin Spoerry
(ZH), welche daraufhin erklärte, dass sie nicht kandidiere und die Stimmen einer
welschen Frau gegeben werden sollten. Auch im zweiten Wahlgang erreichte keine der
Kandidatinnen das absolute Mehr; aber Dreifuss steigerte sich auf 112 Stimmen. Brunner
kam noch auf deren 86; sie forderte daraufhin diejenigen, welche ihr die Stimme
gegeben hatten, zur Unterstützung von Dreifuss auf. Im dritten Wahlgang wurde Ruth
Dreifuss bei einem absoluten Mehr von 96 Stimmen — die Vertreter der AP sowie ein
Teil der SD/Lega-Fraktion hatten den Saal verlassen, 38 Abgeordnete legten leer ein —
mit 144 Stimmen gewählt. Sie nahm die Wahl an, womit der Kanton Genf seit 1919
erstmals wieder in der Landesregierung vertreten ist. Mit Ruth Dreifuss ist zudem zum
erstenmal eine Angehörige der jüdischen Religionsgemeinschaft in der Landesregierung
vertreten. 4

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 10.03.1993
HANS HIRTER

Konkrete politische Gründe für die Nichtwahl Brunners liessen sich eigentlich kaum
ausmachen. Sie hatte zwar seinerzeit der GSoA-Initiative für eine Abschaffung der
Armee zugestimmt, das traf aber auch auf Dreifuss zu. Sowohl bürgerliche als auch linke
Kommentatoren ordneten sie — wie auch Matthey und die schliesslich gewählte
Dreifuss — dem gemässigt-reformistischen Flügel innerhalb der SP zu. Dass es auch
nicht um die Frage ging, ob der Bundesrat ein reines Männergremium bleiben soll,
zeigte die Wahl von Ruth Dreifuss. Ausschlaggebend dürfte wohl gewesen sein, dass die
jugendlich und spontan wirkende Brunner dem Rollenverständnis einer Mehrzahl der
Parlamentarier nicht entsprach. Darüber hinaus zeigte der Wahlvorgang aber auch auf,
dass sowohl der SP als auch den drei bürgerlichen Regierungsparteien zumindest
momentan ausserordentlich viel an der Beibehaltung der sogenannten Zauberformel
für die Regierungszusammensetzung gelegen war. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.03.1993
HANS HIRTER
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Wahlen

Wahlen in kantonale Regierungen

Wie bei den Neuenburger Parlamentswahlen fand auch bei den Wahlen in die Regierung
ein Rechtsrutsch statt. Es gelang dem Bürgerblock, zusammengesetzt aus FDP und LP,
die seit 1989 herrschende rot-grüne Dominanz in der Regierung schon im ersten
Wahlgang zu sprengen. Pierre Hirschy (lp), welcher erst seit 1992 im Amt ist, erreichte
das beste Resultat, gefolgt von seinem Parteikollegen Jean Guinand, welcher die
Nachfolge von Jean Cavadini übernahm. Ebenfalls neu in die Regierung wurde Maurice
Jacot (fdp) gewählt. Die beiden bisherigen Sozialdemokraten Francis Matthey und
Pierre Dubois landeten auf den beiden letzten Plätzen. Der Parteilose, dem links-grünen
Lager zugehörige und von der SP, PdA und der GP unterstützte Michel von Wyss wurde
nicht mehr gewählt. Diese Abwahl wurde nicht zuletzt auch seiner Profillosigkeit sowie
seiner umstrittenen Spitalpolitik zugeschrieben. 6

WAHLEN
DATUM: 18.04.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Mit dem Einverständnis des Bundesrats überwiesen National- und Ständerat auch eine
Motion von Nationalrat Matthey (sp, NE), welche verlangt, dass der 1994 auslaufende
Bundesbeschluss von 1978 über Finanzierungsbeihilfen zugunsten wirtschaftlich
bedrohter Regionen verlängert wird. Gemäss einem von Nationalrat Maître (cvp, GE)
eingereichten Postulat sollte der Beschluss allerdings in dem Sinn revidiert werden,
dass nicht nur Regionen mit wirtschaftlichen Strukturproblemen davon profitieren
könnten, sondern alle Regionen mit hoher Arbeitslosigkeit. 7

MOTION
DATUM: 20.03.1992
HANS HIRTER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Eisenbahn

D'autre part, le parlement a transmis comme postulat les motions Roth (pdc, JU) (Mo.
92.3126) et Matthey (ps, NE) invitant le gouvernement à présenter une conception
d'ensemble des relations ferroviaires Suisse-France entre Bâle et Genève, problème
soulevé par l'arrêté sur le transit alpin. Au centre des préoccupations des motionnaires
se trouvent la remise en question des lignes Paris-Lausanne (VD) via Vallorbe (VD), Delle
(JU)-Belfort (F), Neuchâtel-Pontarlier (F) ou Le Locle (NE)-Besançon (F) (la SNCF a
annoncé la fermeture de la ligne Delle-Belfort. Cela a provoqué les protestations des
instances politiques régionales suisses et françaises: ce tronçon est en effet important
pour la liaison de l'arc jurassien au TGV Rhin-Rhône et le désenclavement du canton du
Jura). A. Ogi a cependant répondu que les priorités de la Suisse en matière de
raccordement au réseau européen à grande vitesse restaient Genève et Bâle. 8

MOTION
DATUM: 18.12.1992
SERGE TERRIBILINI

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
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Migrationspolitik

Nach einem Jahr der Turbulenzen stand die eidgenössische Ausländerkommission
(EKA) vor einem Neuanfang, da auch erstmals die 1998 vom Parlament mit der
Teilrevision des ANAG beschlossenen Bundesgelder zur Integrationsförderung flossen
(10 Mio Fr. für 2001). Für ihre Arbeit der nächsten Jahren setzte die EKA zwei
Schwerpunkte, nämlich die erleichterte Einbürgerung, ihrer Ansicht nach das beste
Mittel zur dauerhaften Integration, sowie die sprachliche und berufliche Aus- und
Weiterbildung. Per Ende Jahr trat die 2000 als Krisenmanagerin berufene EKA-
Präsidentin, alt Ständerätin Rosemarie Simmen (cvp, SO), von ihrem Amt zurück; der
Bundesrat bestimmte alt National- und Regierungsrat Francis Matthey (sp, NE) zu ihrem
Nachfolger. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 19.12.2001
MARIANNE BENTELI

Frauen und  Gleichstellungspolitik

Die Volksinitiative "für eine angemessene Vertretung der Frauen in allen
eidgenössischen Behörden (Initiative 3. März)" kam mit 109'713 beglaubigten
Unterschriften knapp zustande. Das Volksbegehren verlangt eine proportionale
Vertretung der Frauen in allen Bundesbehörden und in der allgemeinen
Bundesverwaltung, im Parlament, im Bundesgericht, in den Regiebetrieben des Bundes
sowie an den eidgenössischen Hochschulen. Sie geht auf den 3. März 1993 zurück, als
das Parlament anstelle der offiziellen SP-Kandidatin, der Genfer Nationalrätin
Christiane Brunner, den Neuenburger SP-Nationalrat Francis Matthey in den Bundesrat
wählen wollte. 10

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 11.06.1995
MARIANNE BENTELI

1) Matthey: Presse vom 14.1.-2.3.93; NZZ, 23.1.93 (Nomination). SPS: Presse vom 15.2. (Vorstand) und 20.2.93 (Fraktion).;
Presse vom 3.3.93.
2) Amtl. Bull. NR, 1993, S. 663 ff.; Presse vom 4.3.93.
3) NQ, Sonntags-Blick, SoZ und Suisse vom 7.3.93; Presse vom 8.3.93; BaZ und SN, 8.3.93; Dém., 8.3.93; NQ, 10.3.93.; NZZ,
6.3.93. Zu Dreifuss vgl. auch Presse vom 9.3.93; Bund, 13.3.93; NQ und Suisse, 14.3.93; JdG, 19.3.93; Presse vom 20.3.93;
NZZ, 2.4.93; TAM, 14.8.93.; Presse vom 4.3.93.; Presse vom 5.3. und 6.3.93 (SP-Basis und Mauch); Express, 5.3.93 (SP-NE).
4) Amtl. Bull. NR, 1993, S. 667 ff.; Presse vom 1.3.93.; Amtl. Bull. NR, 1993, S. 667 ff.; Presse vom 1.3.93; NZZ, 10.3.93 und
1.4.93; BaZ, 17.5.93.; Bund, 10.3.93.
5) Siehe dazu beispielsweise NZZ, 14.1., 6.2. und 19.2.93; WoZ, 22.1.93; LNN, 13.2.93; TA, 18.2.93. Vgl. auch NZZ, 30.1.93 und
Presse vom 10.3.93.; Vgl. auch Presse vom 11.3. und 12.3.93 sowie WoZ, 12.3.93. Zu den Diskussionen um die einmal mehr
gerettete Zauberformel siehe auch Bund, LNN, NZZ und TA vom 13.3.93; L. Neidhart in NZZ, 15.3.93; Y. Papadopulos in NQ,
16.3.93; NZZ, 26.3.93; P. Vollmer in Bund, 14.4.93.
6) Presse vom 19.4.93; Ww, 22.4.93; NQ, 13.4.93. 
7) Motion: Amtl. Bull. NR, 1992, S. 624; Amtl. Bull. StR, 1992, S. 1244. Postulat: Verhandl. B.vers., 1992, VI, S. 100. Vgl. auch
Gesch.ber. 1992, S. 260 f.; Amtl. Bull. NR, 1992, S. 2258 f.
8) BO CE, 1992, p. 518 s.; BO CN, 1992, p. 2743 ss.; NQ, 1.2, 27.9 et 15.10.92; Suisse, 6.2 et 21.2.92; 24 Heures, 20.2.92; BZ,
2.3.92; TA, 6.3.92; presse du 28.4.92; LM, 11.5.92; Express et Dém., 17.6.92.
9) Presse vom 30.10., 1.11. und 19.12.01. Siehe SPJ 2000, S. 242. 11; Presse vom 4.1.01; NZZ, 22.8.01; SPJ 1998, S. 280 und 2000,
S. 241 f. Vgl. auch oben, Teil I, 1b (Bürgerrecht).
10) BBl, 1995, III, p. 112 f.
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